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und Vielfalt von Informationen zum Stand der Gesetzlich­
keit sowie zu den Ursachen der Kriminalität. Das ermög­
licht es ihnen, durch analytische Arbeit Erkenntnisse zu ver­
allgemeinern und prinzipielle Forderungen zur Festigung der 
Gesetzlichkeit und der Rechtsordnung zu erheben.

In diesem Sinne nutzen die Staatsanwälte die Mate­
rialien der Aufsichts- und Untersuchungspraxis immer bes­
ser auch für organisatorische Maßnahmen durch Organe der 
Partei, der Sowjets und der Wirtschaft sowie durch Arbeits­
kollektive. Zunehmend wird komplexes Herangehen an die 
Verhütung von Rechtsverletzungen gesichert. Das trägt zur 
Erhöhung der Effektivität der gesamten Tätigkeit der recht­
schützenden und anderen staatlichen Organe sowie der ge­
sellschaftlichen Organisationen beim Kampf gegen Straftaten 
und andere Verletzungen der Gesetzlichkeit bei.

Große Aufmerksamkeit widmet die Staatsanwaltschaft der 
strikten Durchführung der Rechtsvorschriften über den Er­
satz von Schäden am staatlichen sozialistischen Eigentum, 
die Industrie-, Bau- und Transportbetrieben sowie Organi­
sationen außerhalb der Produktion zugefügt werden und zur 
Erhöhung der Selbstkosten in der Produktion führen. Die 
Staatsanwaltschaft wirkt konsequent darauf hin, daß diese 
Verluste aufgedeckt und Schadenersatzansprüche gegen die 
Verursacher durchgesetzt werden. So erhöhte sich in den 
letzten zehn Jahren die Anzahl der von Staatsanwälten ein­
gereichten Klagen auf Schadenersatz um das Vierfache.

Es war festzustellen, daß Leiter von Betrieben und Or­
ganisationen sich ihrer Pflicht enthielten, den Ersatz des 
Schadens durchzusetzen. In den erforderlichen Fällen wurde 
deshalb gegen sie Klage erhoben. Die Nutzung dieses recht­
lichen Mittels zur Gewährleistung des Schutzes des staat­
lichen Eigentums trug dazu bei, die Aktivität der Wirt­
schaftsfunktionäre zur Abwendung bzw. zum Ersatz von Schä­
den am staatlichen sozialistischen Eigentum zu verstärken.

Die Organe der Staatsanwaltschaft der. UdSSR sind be­
müht, mit dieser Zielstrebigkeit, Entschlossenheit und 
Wirksamkeit auch die Aufsicht über die Durchführung der­
jenigen Gesetze auszuüben, die auf die qualitätsgerechte Aus­
lieferung voh Erzeugnissen gerichtet sind. Gegenwärtig 
arbeitet die Staatsanwaltschaft der UdSSR komplexe Maß­
nahmen zur Verstärkung des Kampfes gegen diese Art der 
Verletzung der Staatsdisziplin aus. Die Organe .der Staatsan­
waltschaft werden darauf orientiert, mit ihren rechtlichen 
Mitteln auf die Erhöhung der Qualität der volkswirtschaft­
lichen Erzeugnisse Einfluß zu nehmen.

Die Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft gehen bei der Ver­
wirklichung ihrer Aufgaben zur weiteren Festigung der 
Gesetzlichkeit in den Wirtschaftsbeziehungen und zur Stär­
kung der Rechtsordnung als Ganzes von den Beschlüssen 
des XXVI. Parteitages der KPdSU und den nachfolgenden 
Plenartagungen des Zentralkomitees der KPdSU aus.

Die Erhöhung der Disziplin, der Organisiertheit und der 
Verantwortung ist eine wichtige gesamtstaatliche Angele­
genheit. Sie wird unter Teilnahme des ganzen Volkes gelöst 
und hat einen großen Einfluß auf alle Seiten des gesellschaft­
lichen Lebens. Das verpflichtet zu einem immer wirksameren 
Beitrag der Staatsanwaltschaft im Kampf gegen Rechtsver­
letzungen.
(Originalbeitrag für „Neue Justiz“; übersetzt von 
Rüdiger P ant el, Berlin)

Vom Staatsverlag der DDR noch lieferbar
UdSSR — Staat, Demokratie, Leitung (Dokumente)
2., überarbeitete und erweiterte Auflage 
іЯв Seiten; EVP (DDR): 26 M
Gegenüber der 1. Auflage (1975) enthält die 2. Auflage dieser'Sammlung, für 
die wiederum Prof. Dr. Wolfgang L u n g w I t z verantwortlich zeichnet, eine 
Vielzahl neuer oder ergänzter Dokumente zur Staats- und Wirtschaftsleitung 
in der Sowjetunion. Neu aufgenommen wurden das Statut der KPdSU I. d. F. 
von 1971 sowie die bedeutsamen Beschlüsse des Zentralkomitees der KPdSU 
über ideologische und politische Massenarbeit vom 26. April 1979 und vom 
15. Juni 1983. Die sowjetische Verfassungsgesetzgebung wird in ihrer Entwick­
lung von den Oktoberdekreten 1917 bis zum gegenwärtigen Grundgesetz von 
1977 dokumentiert. Im Abschnitt über die staatliche Leitung finden sich u. a. 
das Gesetz über den 5tatus der Volksdeputierten i. d. F. von 1979, das Wahl­
gesetz von 1978, das Gesetz über den Ministerrat der UdSSR i. d. F. von 
1981, das Gesetz über die Volkskontrolle von 1979. Speziell für die Wirt­
schaftsleitung sind die Ordnung über den sozialistischen staatlichen Produk­
tionsbetrieb I. d. F. von 1982, die Ordnung über die Produktionsvereinigung 
(Kombinat) von 1974, das Gesetz über die Arbeitskollektive von 1983 sowie 
mehrere Dokumente zur Rolle der Planung und des Wirtschaftsmechanismus 
bedeutungsvoll.

NEUEjllSfil vor 35 Jahren

Völkerrecht als Friedensrecht
Die elementarste Aufgabe des Rechtes ist die Begründung des 
Friedens. Es gilt das für das Völkerrecht wie für das Landesrecht. 
... Man hat sich lange Zeit darüber hinweggesetzt, daß das Völker­
recht den Frieden nicht garantierte, und hat keinen Anstoß daran 
genommen, daß es hiernach den Namen eines Rechtes zu Unrecht 
trug. ...

Wir möchten, daß das Völkerrecht eine zuverlässigere Gewähr 
für den Frieden biete, als es bisher der Fall war. ... Der Völker­
gemeinschaft ist ein neues Organ erstanden, das dem Völker­
recht als Friedensrecht einen ungeahnten Machtzuwachs zu bringen 
verspricht. Ich denke an die Weltfriedenskongresse. Der Weltfrie­
denskongreß von Paris stand unter der Leitung namhafter Intellek­
tueller, er repräsentierte 600 Millionen Menschen. Auf dem Kongreß 
wurde gesagt, die friedliebenden Menschen der ganzen Welt wür­
den den Staaten den Frieden aufzwingen. Eine solche Versamm­
lung sollte nicht ein Weltfriedenskongreß, sondern ein Weltfriedens­
parlament genannt werden. Die Stunde ist gekommen, da die 
Völkergemeinschaft ... ein demokratisches Element in sich auf­
nehmen muß. Dieses demokratische Element sind die Weltfriedens­
parlamente. ... Das Friedensparlament sollte namens der Völker­
gemeinschaft das rechtliche Verbot des Aggressivkrieges aus­
sprechen und alle die, denen von ihrem Staat die Teilnahme an 
einem solchen Krieg befohlen wird, von ihrer staatlichen Gehor­
samspflicht entbinden. ...
Prof. Dr. Arthur B a u m g a r t e n  (Berlin), „Völkerrecht und 
Friede“, NJ 1949, H e f t  7, S. 153 f f .

Aufbau einer antifaschistisch-demokratischen Justiz
Nach dem Zusammenbruch des verbrecherischen Hitlerregimes steht 
vor dem deutschen Volk die historische Aufgabe, unter Ausmerzung 
des Faschismus und all seiner Wurzeln eine neue, fest fundierte 
demokratische Gesellschaftsordnung aufz'ubauen. Hierbei kommt 
der Justiz eine weittragende Bedeutung zu. Sie ist berufen, die 
ungeheuren, am deutschen Volke und fremden Völkern begange­
nen Verbrechen zu sühnen, dadurch bei uns ein neues, demokra­
tisches Rechtsbewußtsein zu schaffen und so auch den übrigen 
Völkern die Gewißheit zu geben, daß allen faschistischen Bestre­
bungen mit der notwendigen Härte entgegengetreten wird. Soll 
die Justiz diesen Aufgaben gewachsen sein, so muß sie zunächst 
in g a n z  Deutschland von allen faschistischen Einflüssen in per­
soneller und ideologischer Hinsicht restlos gesäubert und von 
Männern und Frauen ausgeübt werden, die zuverlässig auf dem 
Boden der Demokratie stehen und Gewähr dafür bieten, die 
Rechtsprechung in einem neuen, antifaschistischen Sinne zu hand­
haben. . ..
Aus der Resolution II, angenommen auf der 1. Interzonalen Tagung 
der Vereinigung demokratischer Juristen am 16. Juli 1949, NJ 1949, 
H e f t  7, S. 168 f .

Funktion des Volkseigentums
Es kann festgehalten werden, daß das Volkseigentum seinem We­
sen nach das Verbot der Aneignung des Mehrwerts, das Verbot der 
Ausbeutung ist. Seiner positiven Bestimmung nach ist es das Recht 
auf gesellschaftliche Aneignung der Natur, auf individuelle An­
eignung eines Teiles des Arbeitsprodukts und gesellschaftliche 
Aneignung des verbleibenden Teiles. Die einzelnen Befugnisse, 
die zur Durchführung des gesellschaftlichen Arbeitsprozesses und 
zur Verfügung über das Produkt erforderlich sind, sind einzelnen 
Verfügungsberechtigten zugewiesen, die sie nach dem Willen des 
Volkes und im Interesse des Volkes auszuüben haben. Die oberste 
Willensbildung für die Verwaltung des Volkseigentums obliegt den 
Rechtsträgern, die hierbei zugleich als Organe des souveränen 
Volkes handeln.
Dr. Heinz S u c h  (Lehrbeauftragter an der Universität Leipzig), „Das 
Volkseigentum“, NJ 1949, H e f t  7, S. 156 f f .

Keine gerichtliche Überprüfung von Enteignungsakten
Die Rechtmäßigkeit der Enteignung von Betrieben auf Grund des 
Gesetzes des Landes Sachsen über die Übergabe von Betrieben 
von Kriegs- und Naziverbrechern in das Eigentum des Volkes vom 
30. Juni 1946 sowie der von den zuständigen Verwaltungsbehörden 
zur Durchführung der Enteignung getroffenen Maßnahmen unter­
liegt nicht der Nachprüfung durch die ordentlichen Gerichte. Dem­
zufolge ist für die Gerichte auch die Feststellung der Verwaltungs­
behörden bindend, daß zu dem enteigneten Betriebsvermögen die 
Beteiligungen des Betriebes an Werken außerhalb Sachsens sowie 
die „Firma“ des Betriebes gehören. ...
Beschluß des Oberlandesgerichts Dresden vom 1. Juli 1948 - 3 W 92/48 - 
(NJ 1949, H e f t  7, S. П0).


